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ligent verzahnte, technische und finan-
zielle Vorsorge gegen Naturrisiken betrie-
ben. 60 Prozent der Vorsorgekosten brin-
gen dort die Privaten auf, in Deutschland
sind es weniger als fünf Prozent. In
Frankreich werden von einer Pflichtver-
sicherung Gebäudedeckungen gegen Na-
turkatastrophen für ca. 30 Euro Jahresprä-
mie angeboten. Die „Consorcio“ in Spa-
nien bietet ein weiteres Beispiel dafür, das
offenbar auch EU-konform ist. 

Versicherungen kein 
Allheilmittel 

Auch Versicherungen können Natur-
ereignisse nicht verhindern. Aber im
Schadensfalle wird nicht nur eine plan-
mäßige Entschädigung gezahlt, vielmehr
zwingen uns klug gestaltete Versicherun-
gen zu vernünftigerem Verhalten, da die
Kosten von Risiken uns durch die Versi-
cherungsprämien ständig vor Augen ge-
führt werden. 

Ähnlich wie der demografische Wandel
nur zum Thema wurde, weil die Beiträge
zu den Pflichtversicherungen für die Ri-
siken Pflege und Rente massiv davon be-
einflusst werden, würde durch eine Ver-
sicherungspflicht für Elementarschäden
der Klimaschutz permanent in der öffent-
lichen Diskussion sein. Dadurch würden
die betroffenen Bürger sich nicht nur in-
dividuell mehr Gedanken machen, wie
sie durch präventive Maßnahmen an
ihren Häusern die Kosten für die Versi-
cherungsprämien senken könnten, son-
dern würden als Wähler und Wählerin-
nen auch wirksamere kollektive Maßnah-
men für den Klimaschutz erzwingen. v
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sind, sind Bau- und Benutzungsverbote
keine überzeugende Antwort.

Gerade die Deutschen lieben die Nähe
zum Wasser. Mehr als 16 Prozent der
flussnahen Flächen in Deutschland sind
heute als Bauland genutzt, flussferne Ge-
biete sind nur zu knapp acht Prozent be-
baut. Ein Trend, der sich fortsetzen wird.
Grundsätzlich ist er auch nicht zu bean-
standen, solange die Kosten des Wohnens
mit Flussblick nicht von der Allgemein-
heit getragen werden. 

Wer flussnah oder im Alpenvorland le-
ben will, sollte auch die damit verbunde-
nen Hochwasser-Risken tragen. Versiche-
rungen, die ständig Kosten verursa-
chen, gewährleisten dies und sichern
gleichzeitig ab. Im Nachgang der Ereig-
nisse an der Oberelbe im Sommer 2002
wurden von den Finanzministern und
der Versicherungswirtschaft still und
durchaus konstruktiv die Möglichkeiten
einer Versicherungspflicht gegen Ele-
mentarschäden diskutiert, die von der pri-
vaten Versicherungswirtschaft hätte rea-
lisiert werden sollen. 

Das Vorhaben scheiterte allerdings, da
es ohne staatliche Garantien nicht mach-
bar schien. Angesichts der großen positi-
ven Wirkungen einer Elementarschaden-
versicherung muss man eins nüchtern
feststellen: Wenn die freiwillige privat-
wirtschaftliche Lösung nicht machbar ist,
dann muss man auch angesichts der Er-
folge im Ausland über staatliche Mono-
pollösungen nachdenken. In der Schweiz
zum Beispiel wird im Rahmen der kanto-
nalen Monopolversicherungen eine intel-

Die Katastrophe von New Orleans ver-
deckt in den Schlagzeilen, dass auch

Europa in diesem Sommer von zahlrei-
chen „Elementarschäden“ betroffen war.
Starkregen und Überschwemmungen ha-
ben erstmals wieder in Deutschland und
Österreich Menschenleben gekostet so-
wie Millionenschäden verursacht. 

Diese Unwetterepisode zeigt endgül-
tig: Die Überschwemmungsgefahr, ver-
bunden mit anderen Elementarrisiken
wie Sturm oder Dürre, ist bei zunehmen-
den Wetterextremen auch in Europa ein
allgemeines Lebensrisiko geworden.
Trotzdem treffen Elementarschäden die
Bürger immer wieder unvorbereitet und
daher mit besonderer Härte. Angesichts
der nicht endenden Kette von Ereignissen
brauchen Europa und Deutschland end-
lich eine übergreifende Strategie der Vor-
sorge gegen Naturkatastrophen. 

Versicherungswirtschaft hat
breite Schultern

Eine Versicherungspflicht, die Gebäu-
de gegen Elementarschäden aller Art ab-
sichern würde und Anreize zur planmä-
ßigen Prävention setzt, sollte ein Eckstein
einer solchen Strategie sein. Auch Katri-
na wird am Ende wieder zeigen: Die Ver-
sicherungswirtschaft kann große Scha-
denssummen schultern. Das Problem
privater Lösungen ist deren selektive De-
ckung, unter der gerade die Armen einer
Gesellschaft leiden. Da Überflutungen
und Sturmschäden im Zuge des Klima-
wandels kein lokal begrenztes Problem

Versicherungspflicht für Elementarschäden

Mehr Klimaschutz durch stete Kosten 
Nach dem Hurrikan Katrina streiten in den USA Versicherungen
darüber, ob die Schäden vom Sturm oder von der Flut verursacht
wurden. Sturmschäden sind gedeckt, Flutschäden nicht. Der
Streit zeigt, wie unvernünftig eine selektive Katastrophenversi-
cherung ist. Eine Pflichtversicherung für Hausbesitzer ist des-
wegen angezeigt. Von Reimund Schwarze und Gert G. Wagner
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